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1. Teil

Einführung

Europa hat sich schon immer über seine Kultur und seine Werte als Kon-
tinent definiert und wird so auch von den anderen Erdteilen wahrgenommen. 
Tiefgreifende Veränderungen der Moderne haben dazu geführt, dass sich 
europäische Nationalstaaten zunehmend als Gemeinschaft organisierten. Die 
Hauptziele waren dabei Friedenssicherung und Bewältigung wirtschaftlicher 
und sozialer Herausforderungen. Als zentrale Institutionen dieses Gemein-
schaftswillens sind der Europarat und sodann Schritt für Schritt die Europä-
ische Union (EU) entstanden. Erklärtes Ziel dieser Zusammenarbeit ist die 
europäische Integration. Wichtige Meilensteine auf dem Weg dorthin waren 
innerhalb der EU die Eröffnung eines Binnenmarkts, der Abbau der Grenz-
kontrollen zwischen den Mitgliedstaaten, die Einführung des Euro als ein-
heitliches Zahlungsmittel und die stetige räumliche Erweiterung der EU. 
Zuletzt wurden mit dem Vertrag von Lissabon und der Charta der Grund-
rechte der EU (GRCh) die Rechtsgrundlagen für eine wesentliche Vertiefung 
der Integration geschaffen. Auf dieser Grundlage kann nun die Zusammen-
arbeit der Mitgliedstaaten vereinfacht, deren Zusammenhalt untereinander 
gefestigt und so letztlich auch deren Gesamtgewicht nach außen gestärkt 
werden. Erstmals sind alle Rechtsgebiete und Rechtsbeziehungen Bestand-
teil einer europäischen Architektur. Dies betrifft insbesondere auch das 
Strafrecht.

Soweit Staaten Straftaten mit grenzüberschreitendem Bezug zu verfolgen 
haben, bedienen sie sich der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen. 
Dafür schafft die EU auf der Grundlage gegenseitigen Vertrauens zwischen 
ihren Mitgliedern Rechtsinstrumente zum Prinzip der gegenseitigen Aner-
kennung. Dazu gehört eine Richtlinie über die Europäische Ermittlungsan-
ordnung in Strafsachen (RL EEA). Diese Richtlinie soll das Rechtshilfever-
fahren in Bezug auf Ermittlungsmaßnahmen effektiver und effizienter ge-
stalten. Langwierige Verfahren sollen hierdurch vermieden und Straftätern 
Rückzugsmöglichkeiten genommen werden. Zugleich mehren sich jedoch 
Stimmen gegen einen Richtlinienerlass. Dies lässt sich zum einen auf ernst-
liche rechtliche Bedenken zurückführen, zum anderen auf eine gewisse 
Europaskepsis bzw. -müdigkeit. Befürchtet wird im transnationalen Verfah-
ren ein Ungleichgewicht zu Lasten des einzelnen Beschuldigten gegenüber 
der vernetzten Strafverfolgung. Erkennbar ist außerdem eine gewisse Be-
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sorgnis vor einem „Dammbruch“ bei der Rechtsstaatlichkeit des eigenen 
Strafverfahrens durch zunehmende transnationale Bezüge. Im Strafrecht ist 
den Mitgliedstaaten im Vergleich zum Zivil- und Verwaltungsrecht bisher 
ein eigener Regelungsbereich verblieben. Maßnahmen der EU werden inso-
weit verstanden als Aufgabe nationaler Souveränitätsvorbehalte. Deshalb 
lehnen viele Kritiker die Vertiefung der europäischen Integration ab und 
wähnen sich darin bestärkt durch aktuelle Krisen im Wirtschaftsbereich und 
das wachsende Gefühl unzureichender Beteiligung an der Politik der EU. 
Für das Strafrecht gilt Entsprechendes.

Demgegenüber wird die vorliegende Arbeit aufzeigen, dass eine transna-
tionale Strafverfolgung eine intensivere Form der Zusammenarbeit benötigt. 
Ein wesentlicher Bestandteil ist hierfür die europäische Integration. Neben 
einem einheitlichen Binnenmarkt muss daher auch das Postulat vom Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts Realität werden. Anhand der RL 
EEA zeigt die vorliegende Arbeit in fünf Kapiteln die Entwicklung und die 
Herausforderungen der justiziellen Zusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten 
bei der Verfolgung transnationaler Kriminalität auf.

Das erste Kapitel beschreibt die internationale Rechtshilfe in Strafsachen 
als traditionellen Kooperationsmechanismus. In einem ersten Schritt wird 
die Rechtshilfe von anderen Formen der Zusammenarbeit abgegrenzt. Hier-
für wird ihr Anwendungsbereich umrissen sowie ihre Rechtsquellen werden 
benannt. Inhaltlich enthält die RL EEA Regelungen, die der Beweisrechts-
hilfe entsprechen. Hierzu gehören alle Ermittlungsmaßnahmen von Justizbe-
hörden, einschließlich Zwangs- und Überwachungsmaßnahmen. In einem 
zweiten Schritt werden die Grundsätze und Hindernisse der Rechtshilfe 
dargestellt. Hierzu gehören die Grundsätze der Gegenseitigkeit, der beider-
seitigen Strafbarkeit, der Spezialität und der Verhältnismäßigkeit sowie die 
Rechtshilfehindernisse des ordre public und des ne bis in idem. In einem 
dritten Schritt werden Zuständigkeit, Verfahren und Form der Rechtshilfe 
beschrieben. Hierzu gehört als besondere Verfahrensfrage – die auch für die 
RL EEA von wesentlicher Bedeutung ist – die Anwendung fremden Rechts 
im ersuchten Staat. In einem vierten und letzten Schritt wird unter beson-
derer Berücksichtigung der Rechtsprechung des BVerfG der Rechtsschutz 
im Rechtshilfeverfahren aus deutscher Sicht behandelt.

Das zweite Kapitel stellt die justizielle Zusammenarbeit nach dem Prinzip 
der gegenseitigen Anerkennung – auf dem auch die RL EEA beruht – als 
neuen Kooperationsmechanismus vor. Zuerst wird die Wirkung einer frem-
den Entscheidung im Anordnungsstaat aufgezeigt. Besonders berücksichtigt 
werden hierbei Primärquellen, d. h. Mitteilungen der EU-Organe. Sodann 
geht es um den beschränkten Verzicht auf den Grundsatz der beiderseitigen 
Strafbarkeit. In diesem Zusammenhang werden unter besonderer Berück-
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sichtigung der Rechtsprechung des BVerfG Fragen der Bestimmtheit und 
Rechtssicherheit untersucht. Es folgt eine Erörterung der häufigsten Kritik-
punkte an der gegenseitigen Anerkennung, welche im Übrigen auch gegen 
die RL EEA erhoben werden (die Vollstreckung fremder Entscheidungen 
nach EU-Sekundärrecht verstoße gegen das Demokratieprinzip; das in an-
derem Zusammenhang entwickelte Prinzip der gegenseitigen Anerkennung 
lasse sich nicht auf das Strafrecht übertragen, es entwerte das materielle und 
formelle Strafrecht der Mitgliedstaaten und begünstige ein sogenanntes fo-
rum shopping). Schließlich werden die Auswirkungen der Systemunter-
schiede zwischen den nationalen Strafrechtsordnungen auf die Beweis-
rechtshilfe und die gegenseitige Anerkennung diskutiert.

Im dritten Kapitel werden die Regelungen der RL EEA vorgestellt und 
– aufbauend auf den ersten beiden Kapiteln – kommentiert. Die Richtlinie 
ist anwendbar auf fast alle Ermittlungsmaßnahmen und führt verschiedene 
bestehende Rechtsakte zusammen. Fragen der Zuständigkeit und des An-
wendungsbereichs werden unter dem Begriffspaar „gerichtlicher“ oder 
„justizieller“ Entscheidung erörtert. Untersucht wird ferner, ob und inwie-
weit die Richtlinie durch formelle Vereinfachungen (etwa Standardformula-
re, besondere Regelungen über die Anwendung eigenen und fremden Rechts 
sowie Übermittlungsfristen) zur Effizienz der Zusammenarbeit beitragen 
kann. Sodann wird die Wechselbeziehung der Vollstreckungsverpflichtung 
mit dem System der Vollstreckungsschranken dargestellt. Insbesondere Fra-
gen zum Grundsatz des ordre public, zum Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit und zum Umgang mit Formfehlern werden vertieft erörtert. Hierfür 
wird ein Vergleich mit den Regelungen zum Rahmenbeschluss zum Euro-
päischen Haftbefehl gezogen, und die Rechtsprechung des EuGH, des 
EGMR sowie die höchstrichterliche Rechtsprechung in Deutschland beson-
ders berücksichtigt. Abschließend wird auf einzelne Obliegenheiten und 
Verfahrensrechte im Rahmen der Richtlinienanwendung eingegangen.

Das vierte Kapitel untersucht die Bedeutung des gegenseitigen Vertrauens 
in die Rechtsstaatlichkeit der Strafrechtspflege der jeweiligen EU-Mitglied-
staaten als Grundlage des Prinzips der gegenseitigen Anerkennung. Ausge-
hend vom EU-Konzept wird in einem ersten Schritt die Kontroverse über 
Vertrauen als Kooperationsgrundlage zwischen den Mitgliedstaaten darge-
stellt. Hierzu gehören: die Tauglichkeit von Vertrauen überhaupt als norma-
tive Grundlage europäischer Zusammenarbeit, die Annahme bereits beste-
henden Vertrauens sowie die Auswirkungen rechtsstaatlicher Defizite auf 
jenes Vertrauen. In einem zweiten Schritt wird Vertrauen identifiziert als 
insbesondere soziales Phänomen. Daraufhin werden der Bedarf an und die 
Bedingungen für Vertrauen anhand soziologischer Theorien erörtert und 
anschließend auf den Staatenverkehr übertragen. Nach einführenden grund-
sätzlichen Überlegungen von Hobbes wird sodann unter besonderer Berück-




